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(Beitrag EVA „Aufwärts bitte!“)

Paul Nolte

Sozialstaat und Gerechtigkeit:

Aufbruch in einen neuen Gesellschaftsvertrag

Hilfe! Wir stecken im Sumpf, und wer zieht uns wieder heraus? Immerhin hat sich der Nebel inzwischen etwas gelichtet. Wir sehen klarer über die Ursachen der Misere und haben gelernt, dass die deutsche Krise mehr ist als die Folge einer über kurz oder lang verschwindenden konjunkturellen Schwäche, mehr ist als ein paar Löcher im Staatshaushalt oder in der Rentenkasse, die mit etwas Glück im nächsten Aufschwung wieder gefüllt werden können. Wir sehen die Krise mitten unter uns, ein Spiegelbild der Gesellschaft. Zu lange sind wir überheblich und selbstzufrieden gewesen und haben darauf vertraut, dass es irgendwie und irgendwann schon ganz automatisch wieder aufwärts gehen würde. In der Zwischenzeit konnte man das Leben schon mal auf Vorschuss genießen und von den Ressourcen zehren, die noch gar nicht erarbeitet waren. Jetzt stellen wir fest – es geht so nicht weiter. Der alte Gesellschaftsvertrag ist brüchig geworden, die Wände sind schief, die Säulen tragen nicht mehr. Und durch die zerborstenen Fenster weht der kalte Hauch der internationalen Konkurrenz, der globalen kapitalistischen Dynamik.

   Nicht einmal auf den Sozialstaat, die scheinbar ewig währende Garantie von bundesrepublikanischer Sicherheit und Wohlleben, kann man sich noch verlassen. Im Gegenteil: In den sozialen Sicherungssystemen manifestiert sich die Krise zu allererst, und hier fällt uns das Umdenken besonders schwer. Seit der „Agenda 2010“ haben wir wenigstens einen Eindruck davon gewonnen, wie kompliziert und wie fragil die lange für selbstverständlich gehaltenen Wohlfahrtssysteme sind. Doch überwiegend hat Einschüchterung und Fatalismus um sich gegriffen. Ängste, Einschnitte, Verluste bestimmen das Bild; von Aufbruchstimmung kann gerade in der Sozialstaatsdebatte keine Rede sein. Selbst die Anwälte einschneidender Reformen tun sich schwer, dem Umbau etwas Positives abzugewinnen, ihn in ein neues Leitbild gesellschaftlicher Solidarität zu fassen. Weithin besteht Einigkeit darüber: Gerechtigkeit und Solidarität haben als Leitwerte des sozialen Zusammenlebens und der politischen Organisation noch nicht ausgedient. Sie müssen nur anders als früher verstanden werden – aber wie? Und welche praktischen institutionellen Lösungen folgen daraus? Immerhin werden die Stimmen leiser, die in der Reform des Sozialstaats einen Sturmangriff auf eine geordnete und gerechte Gesellschaft erkennen wollen. Der Anspruch auf Gerechtigkeit hat sich in den letzten Jahrzehnten allzu oft in sein Gegenteil verkehrt, Solidarität ist mißverstanden und mißbraucht worden.

   Es wird Zeit für einen neuen Sozialstaat, für einen neuen Gesellschaftsvertrag. Am Anfang muss die Analyse stehen, woher wir kommen und was wir falsch gemacht haben. Waren wir nicht eben noch auf dem Weg in die schöne neue Welt der bequemen Postmoderne, und warum funktioniert das nicht mehr? (I.) Wir müssen unsere Prinzipien und Leitbilder neu bestimmen. Nur auf der Grundlage einer neuen bürgerlichen Gesellschaft, die das Prinzip Verantwortung in den Mittelpunkt stellt, ist auch der Entwurf eines neuen Sozialstaates möglich. (II.) Wo kommt der deutsche Sozialstaat eigentlich her, stimmen wir noch mit den Prämissen seiner Begründung im 19. und seines Ausbaus im 20. Jahrhundert überein? Der Blick auf Genese und Funktionen des deutschen Wohlfahrtsmodells öffnet auch den Blick für Alternativen. Wie kann eine soziale Sicherung aussehen, die auf dem Prinzip der verantwortlichen Lebensführung und gleichzeitig Nachhaltigkeit gewährleistet. Müssen wir alles dem Staat übertragen, oder gibt es andere Wege, das Verhältnis von Leistung und Gegenleistung abzurechnen? (III.)

   Das gelingt jedenfalls nur auf der Grundlage eines zeitgemäßen Begriffes von sozialer Gerechtigkeit. Wie sind die Prinzipien von Umverteilung, Anerkennung und Teilhabe zu gewichten? Welche Konsequenzen hat ein solcher Umbau in der Gesellschaft? Sind allein die Armen, die „sozial Schwachen“ davon betroffen? Auch die gutsituierten Bürger, auch die Mittelschichten werden sich auf Veränderungen und neue Belastungen einstellen müssen. Und die generationelle Solidarität, einschließlich der Unterstützung von Familien mit Kindern, gewinnt eine neue sozialpolitische Bedeutung. (IV.) Das Ziel ist eine zugleich befreite und sozial gesicherte Gesellschaft, die Grenzen respektiert und im Sinne der Nachhaltigkeit ihre eigenen Zukunftschancen nicht vorschnell wieder verspielt. Aber Grenzen sind nicht alles – wir brauchen auch mehr Dynamik, mehr Innovation. Reflektierte Modernisierung heißt die Devise, um unseren Sozialstaat, unsere Gesellschaft und Kultur im ganzen fit für eine Zukunft zu machen, die sicherlich nicht konfliktfrei sein wird. (V.)

I.

Jenseits postmoderner Illusionen: Abschied vom alten „Modell Deutschland“

Schon einmal schien es mit unserem Wohlstand, unserer Sicherheit zu Ende zu gehen. Vor dreißig Jahren endeten in erster „Ölkrise“ und darauf folgender Rezession nicht nur in der Bundesrepublik, sondern in der ganzen industrialisierten Welt die Träume von einer immerwährenden Expansion, von einer sorglosen und unendlichen Wohlstandsvermehrung. Die „goldenen Jahre“ der Nachkriegsprosperität waren vorbei, die „Grenzen des Wachstums“ waren bald in aller Munde. Hochfliegende Utopien von einer besseren Welt, die durch technische Rationalisierung und politische Planung in der Zukunft bevorstünde, verflogen rasch. In Westdeutschland war diese Krisenerfahrung besonders schmerzhaft. Fast die gesamte erste Hälfte des 20. Jahrhunderts hatten Kriege, Gewalt und Diktatur, auch wirtschaftliche Not in Inflation, Massenarbeitslosigkeit und Kriegsökonomie geprägt, und um so entlastender war die Wirkung der erstaunlich schnellen und erfolgreichen Stabilisierung in den Anfangsjahren der Bundesrepublik seit 1948/49.

   Die Westdeutschen neigten zu einer schizophrenen Reaktion. Einerseits wurde die Krise kaum irgendwo sonst so dramatisiert, so existentiell empfunden wie hier – ein seit langem vorhandener Hang zum Fundamentalismus kam hier wieder zum Vorschein. Geradezu apokalyptisch erschienen viele Visionen einer verstrahlten Welt ohne Wald, von inneren Gegensätzen zerrissen, auf mühsame Bestandswahrung zurückgeworfen. Auf der anderen Seite jedoch machte sich ein Hang zum bequemen „Weiter so!“ breit. Spätestens am Anfang der 80er Jahre merkte man: Es war ja doch nicht ganz so schlimm gekommen, und sogar eine neue Prosperität, eine boomende Konsum- und Freizeitökonomie, mit befeuert von einer neuen Medienrevolution, machte sich breit. Ja, man konnte sogar glauben, dass die von der Krise auferlegten Zwänge und  Belastungen einen guten Sinn hatten, wie einer List des Weltgeistes zu verdanken waren. Die klassische industriegesellschaftliche Moderne mochte an ihr Ende gekommen sein, aber hatte sie sich nicht zu recht überlebt: eine Gesellschaft voller lästiger Erwerbsarbeit, voller Einschränkungen für die Entfaltung des Individuums? Die Zukunft schien der Postmoderne zu gehören, die allenthalben neue Freiheiten versprach – von der Gegenrechnung, von Lasten, Kosten und Verantwortung war weniger die Rede.

   Illusion Nummer 1: Das Ende der Arbeitsgesellschaft. Die wirtschaftlichen Krisen der 70er Jahre brachten die Erfahrung einer neuen Massenarbeitslosigkeit, die sich nicht nur als vorübergehendes Phänomen herausstellte, das mit dem nächsten Aufschwung wieder verschwand. Eine neue Welle der technischen Rationalisierung erfasste die Fabriken und andere Arbeitsplätze. Das war schlimm – aber es passte auch zu der älteren Fortschrittserwartung, nach der irgendwann ohnehin Maschinen die ganze Arbeit verrichten würden, bis hin zum staubsaugenden und abwaschenden Haushaltsroboter, und die Menschen dadurch endlich frei zu ihrer wirklichen Bestimmung außerhalb der Erwerbsarbeit würden. Ein Traum des deutschen Idealismus, den Karl Marx nur materialistisch gewendet hatte! Jetzt schien er in Erfüllung zu gehen, als der Arbeitsgesellschaft „die Arbeit ausging“, die Restbestände nur noch gerechter verteilt werden mussten, auf dem scheinbar zwangsläufigen Weg zu einem Sieben-, Sechs-, Fünfstundentag. Auf diese Weise wurde die Krise der Arbeit immer mehr zur „self-fulfilling prophecy“ – nicht nur ökonomisch, sondern auch kulturell kam den Deutschen die Arbeit abhanden. Da auch im Lebensalter die Erwerbsphase kürzer wurde, an ihrem Anfang durch verlängerte Ausbildungszeiten, an ihrem Ende durch den Vorruhestand, schien die Erwerbsarbeit auf bestem Wege zu einem marginalen Phänomen der Alltagswirklichkeit. Nur dumm, dass die wachsenden Soziallasten an die schrumpfende Erwerbsarbeit gekoppelt blieben. So mussten die Beiträge immer weiter steigen, und ein Stück Gerechtigkeit blieb auf der Strecke.

  Illusion Nummer 2: Die totale Individualisierung. Spätestens seit dem 19. Jahrhundert hatte das liberale Zeitalter die Emanzipation des Inviduums aus traditionellen Bindungen, aus ständischen Fesseln, aus patriarchalischen Zwängen verkündet. Die Fortschritte waren auch durchaus beachtlich. Und doch verspürte man im letzten Drittel des 20. Jahrhunderts vielfach Unzufriedenheit. Konnte der Einzelne wirklich tun und lassen, was er wollte? Waren die Menschen nicht immer noch in altmodischen Bindungen gefesselt – nicht mehr in Geburtsständen oder Zünften, aber doch so, dass sie nicht jederzeit und von heute auf morgen das Alte zurücklassen, neue Optionen wahrnehmen, ihre Selbstverwirklichung vorantreiben konnten? Auch hier kam die List des Weltgeistes wieder zu Hilfe: Wo eine neue Ökonomie den flexiblen Menschen forderte, wurde dieses Begehren auch im privaten Bereich dankbar angenommen. Dauerhafte Bindungen galten als lästig; sie behinderten die Entfaltung der eigenen Persönlichkeit, die in einem Patchwork sozialer Beziehungen viel besser aufgehoben schien. Für die Übernahme von Verantwortung in Risikolagen gab es ja den Wohlfahrtsstaat, die Transfersysteme, die auf anonyme Weise, und wie aus einem unerschöpflichen Reservoir, Hilfe garantierten. Inzwischen jedoch hat sich die angestrebte Totalindividualisierung als Illusion erwiesen, als ein falsches Freiheitsversprechen – die „self-fulfilling prophecy“ der Bindungsunfähigkeit.

   Illusion Nummer 3: Später geht es uns noch besser, deswegen dürfen wir jetzt ruhig Schulden machen. Irgendwie war die Krise bei den Deutschen nur zur Hälfte angekommen. Man sprach von der Wende in der Geschichte der Industriegesellschaft und rechnete doch mit einer Rückkehr zu besseren, zu vertrauten Zeiten. In der Zeit der Krise durfte man nicht nur, man sollte sogar „auf Pump“ leben: Das folgte aus dem keynesianischen Grundgedanken des „deficit spending“ und der antizyklischen Konjunkturpolitik – in schlechten Zeiten viel ausgeben, auch durch Kreditaufnahme, in besseren Zeiten zurückhaltend sein und zurückzahlen. Leider wurde, nicht nur in der Bundesrepublik, der zweite Teil meistens vergessen. Und ohnehin galten Staatsschulden lange Zeit als bloße Ziffern, als Rechengrößen gewissermaßen, um die man sich nicht weiter zu kümmern brauche und die jedenfalls keinerlei Bezug zur gesellschaftlichen Realität, zur Verteilungsgerechtigkeit zwischen den Generationen hatten. So lange die Renten regelmäßig erhöht wurden, gab es ja auch Grund zu der Annahme, dass der Wohlstand im Prinzip immer noch weiter wuchs und die Schulden von den nachfolgenden Generationen im Zweifelsfall leicht getilgt werden könnten. Hier ist der Umbruch der jüngsten Debatten besonders deutlich: Über das Illusionäre dieser Annahme muss man inzwischen kein Wort mehr verlieren.

   Illusion Nummer 4: Die Grenzen des Wachstums. Zugegeben – der Gedanke hatte etwas Bestechendes: Nach über einem Jahrhundert kapitalistischer Wachstumsdynamik und industrieller Expansion in Europa und Nordamerika war diese historische Phase jetzt zu Ende. Zumal angesichts des Übergangs von der Produktions- zur Dienstleistungsgesellschaft stand der Abschied vom Wachstum auf der Tagesordnung. Der kulturellen Alltagsökonomie gerade der Deutschen ist es ja bis heute nicht recht begreiflich, dass Wertschöpfung sich auch außerhalb der Fertigung materieller Güter vollziehen kann. Ganz falsch war die Einsicht in die Grenzen des Wachstums ja auch nicht, mindestens so lange es um die Kopplung von Wirtschaftswachstum und ökologischem Raubbau ging. Aber wiederum wurden die falschen Konsequenzen gezogen. Da alles vermeintlich seinem Ende entgegenging, lohnten Veränderung und Innovation eigentlich gar nicht mehr. Es schien auszureichen, nur noch Erhaltung und Bestandsschutz zu betreiben und die Industriegesellschaft zu „entschleunigen“. Dynamik, Beschleunigung gar galten als verpönt – das war eine Einstellung, die weit über Kreise der Grünen hinaus reichte. Nach langer Zeit kippt die Stimmung jetzt wieder, und alle Parteien profilieren sich im Jahr 2004 als Anwälte von Innovation und Wachstum. Der Fortschritt soll nicht mehr nur den Chinesen überlassen werden.

   Illusion Nummer 5: Die Externalisierung aller Lebensrisiken. Das Leben war schwer und lästig genug – da wollte man es sich wenigstens richtig gut gehen lassen. Alles, was Spass machte, war erlaubt – falls doch etwas schief ging, stand ja der Sozialstaat bereit einzuspringen. Wofür zahlte man schließlich seine Versicherungsbeiträge – da konnte man auch etwas zurückverlangen. (Ohnehin ein eigenartiger psychologischer Mechanismus: Die weitaus meisten Menschen scheinen zu glauben, sie seien Nettozahler, nicht Nettoempfänger, im Sozialstaat!) Und nicht nur das; es traf einen selber ja auch keine Schuld an möglichen Schadensfällen. Schuld waren immer die anderen, und wenn keiner namhaft gemacht werden konnte, dann war es der Staat, der den Bürger nicht rechtzeitig gewarnt, nicht fürsorglich genug unter seine Fittiche genommen hatte. Es ist schon etwas dran an der häufig etwas plakativ beklagten „Vollkaskomentalität“ der Deutschen. Erst allmählich beginnen wir uns zu fragen, wem wir die Lasten eigenen Risikoverhaltens eigentlich aufbürden: Siehe da, der anonyme und zahlungswillige „Staat“, das sind ja die Steuerzahler, also die Mitbürger, auf die man sich so leichthin verlässt, und wie „solidarisch“ ist das eigentlich? Auch hier verspüren wir einen Umschwung, einen Klimawechsel, eine kleine Kulturrevolution. Raucher sind selber für ihre Krankheiten verantwortlich und können nicht auch noch auf Millionen von der bösen Tabakindustrie klagen. Sogenannte Extremtouristen können sich ihre Schadensfälle nicht mehr ohne weiteres von der Gemeinschaft begleichen lassen. Die Externalisierung der Lebensrisiken funktioniert nicht mehr.

   Mit diesen Illusionen verschwinden nicht nur ein paar einzelne, ein paar beliebige Bestandteile unserer Lebensführung während der letzten Jahrzehnte – mit ihnen verdampft vielmehr die gesamte „postmoderne“ Gesellschaft, die als so großes und billiges Versprechen gestartet war. Sie hat sich als eine Sackgasse der Moderne erwiesen und dabei den sozialen Beziehungen, der kulturellen Dynamik und der Solidarität schweren Schaden zugefügt. Davon ist nicht zuletzt der Sozialstaat betroffen. Jetzt sind wir dabei, aus dieser Sackgasse herauszufinden. Das erfordert ein Umdenken ebenso wie den Umbau von Institutionen; es braucht nicht weniger als einen neuen Gesellschaftsvertrag.

II.

Verantwortung in der neuen Bürgergesellschaft

Es begann in den postkommunistischen Ländern Mittel- und Osteuropas: Gegen den allmächtigen Staat, gegen die Entmündigung der Gesellschaft, gegen die Kollektivierung des Individuums erinnerten Intellektuelle an die machtvolle Tradition der bürgerlichen Gesellschaft, der „Zivilgesellschaft“, wie man bald, als Rückübersetzung des englischen „civil society“, sagte. Damit sollte markiert werden, dass das bürgerliche Prinzip nicht einer bestimmten Klasse oder der kapitalistischen Marktökonomie zuzuordnen war, sondern auf einen Bereich der autonomen gesellschaftlichen Selbstregulierung zielte, in der sich die Freiheit des Einzelnen mit einer gesellschaftsvertraglichen Verpflichtung jenseits von Markt und Staat verknüpfen konnte. In den 90er Jahren verspürten die westlichen Gesellschaften, dass sie selber hier etwas zu lernen hatten. Die Zivilgesellschaft sollte ein Hebel sein, ihre einseitige Vermachtung und Ökonomisierung anzugreifen und Freiräume für bürgerschaftliches Engagement zu schaffen, zumal immer häufiger die Diagnose der Verkümmerung des Gemeinsinns gestellt wurde: Die Individualisierung der Freizeit und die neuen Medien hatten frühere Bereiche des gemeinschaftlichen Handelns durch Einsamkeit ersetzt.

   Vor einigen Jahren erreichte die Debatte über das bürgerschaftliche Engagement auch in Deutschland ihren Höhepunkt, und zeitweise setzte sogar die Politik große Hoffnungen darauf. Traditionelle Mitwirkung in Vereinen und Verbänden sollte neue Impulse bekommen, dazu modernere Formen der freiwilligen Bürgerarbeit entwickelt und gestärkt, vielleicht sogar an die Stelle der vermeintlich verschwindenden Erwerbsarbeit gesetzt werden. Doch überraschend schnell ist die Euphorie wieder verflogen. Eine wirkliche Breitenwirkung, vergleichbar mit der Reformdebatte des Jahres 2003, entfaltete dieses Thema nicht, und man konnte den Eindruck gewinnen, dass sich vor allem jene Teile der intellektuellen und pädagogischen Mittelschicht angesprochen fühlten, die schon bisher zu den Trägern solchen Bürgerengagements gehörten. Es wirkte auch kaum in die Reformdebatte hinein, was auf ein wesentliches Defizit des Zivilgesellschafts-Konzeptes verweist. Die Vorstellung, Zivilgesellschaft und Bürgerengagement als einen unabhängigen dritten Bereich jenseits von Markt und Staat zu etablieren, war unrealistisch. Angesichts der Krise des Sozialstaats war kein paralleler Sektor der freiwilligen Sozialarbeit mehr gefragt, sondern es ging um den Kern der staatlichen Institutionen selber, um die unmittelbare Verflechtungszone von Wohlfahrtstaat und institutionalisierter gesellschaftlicher Solidarität.

   Doch andererseits blieb die Renaissance des bürgerlichen Prinzips unbestritten, und erst recht im Kant-Jahr 2004 kann man an die Definition von Aufklärung als den Ausgang aus der selbstverschuldeten Unmündigkeit erinnern – und diesen Begriff auch auf die gesellschaftlichen Binnenbeziehungen und den Sozialstaat anwenden. Die bürgerliche Vorstellung von der autonomen, selbstverantwortlichen Lebensführung in einem ganz umfassenden Sinne, der in Unternehmertätigkeit oder Markthandeln lange nicht aufgeht, hat allenthalben neue Anziehungskraft gewonnen. Statt sich von abstrakten Systemen, und seien es Ordnungen der Fürsorglichkeit, beherrschen zu lassen, gilt es die Souveränität über die eigene Lebensführung, einschließlich bestimmter verantwortbarer Risiken, zurückzugewinnen. Kein Wunder also, dass der Begriff der Verantwortung in letzter Zeit verstärkt ins Zentrum sozialtheoretischer Diskurse, aber auch der politischen Rhetorik getreten ist. Hier freilich erscheint er oft auf plakative Weise verkürzt, ideologisch eingeschrumpft auf eine ökonomistische „Eigenverantwortung“, die sich von allen Konzepten der gemeinschaftlichen Bindung frei macht und damit einmal mehr der Illusion der totalen Individualisierung hinterherläuft.

   Vor 25 Jahren hat der Philosoph Hans Jonas „Das Prinzip Verantwortung“ etwas tiefgründiger zu bestimmen versucht. Für ihn stand, wie es dem damaligen Geist der Zeit entsprach, das verantwortliche Verhältnis des Menschen zu Natur und Umwelt einerseits, Technik und Industrie andererseits im Mittelpunkt. Welchen Gebrauch der Technik können wir rechtfertigen, welches Maß an Eingriffen in die natürlichen Ressourcen ist noch verantwortbar? Diese Fragen haben ihre Bedeutung noch nicht verloren, aber auf damals noch nicht vermutete Weise ist das Problem der Verantwortung aus dem Verhältnis Mensch-Umwelt in den Kernbereich der menschlichen Sozialbeziehungen selber zurückgekehrt – dahin, wo es auch laut Jonas seinen Ursprung hatte, sein soziales Urmuster (in der Familie, in der Verantwortung von Eltern für Kinder) fand. Wie können wir eigenes Handeln in der Gesellschaft und soziale Solidarität verantwortlich gestalten? Die Eigenverantwortung gehört gewiß dazu und bildet sogar den Ausgangspunkt, denn ohne Selbstachtung und Selbstanerkennung ist auch kein Handeln für Andere möglich. Aber Eigenverantwortung bedeutet nicht nur: Lasten zu tragen, oder gerade umgekehrt: Dinge uneingeschränkt in Anspruch zu nehmen, sondern schließt eine beständige Reflexion darauf ein, was man sich selber im Verhältnis zu den anderen zumuten kann. In der Tat kann man sagen: Verantwortung ist eine „Zumutung“ – in jedem Sinne des Wortes.

   Schon deshalb lässt sich die Eigenverantwortung nicht von der Verantwortung für andere abkoppeln, oder das eine gegen das andere ausspielen. Im neuen Sozialstaat fällt Verantwortung auf das Individuum zurück, als Verantwortung für die eigene Lebensführung, als unmittelbare Verantwortung für andere und als Verantwortung gegenüber und in der staatlich organisierten Gemeinschaft. Denn auch bei gewachsener Bedeutung des Individuums wird sich kein Sozialsystem einer komplexen Gesellschaft ohne den Rahmen der Staatlichkeit, ohne staatliche Institutionen entfalten und bewähren können. Individualismus und soziale Bindung – beides wird auch im postklassischen Sozialstaat der neuen bürgerlichen Gesellschaft wichtig bleiben. Aber der Individualismus ist dann nicht mehr nur für die Selbstverwirklichung zuständig und die soziale Bindung für das Abfedern der eventuell verbleibenden Risiken.

III.

Vom alten zum neuen Sozialstaat

Von der Krise der sozialen Sicherungssysteme und des Sozialstaates insgesamt ist schon so lange – und häufig genug so floskelhaft – die Rede, dass wir es kaum noch hören mögen. Kein Wunder, wenn viele mit Abwehr reagieren und die Krise für reine Rhetorik halten, strategisch in Szene gesetzt, um im Zeichen des „neoliberalen“ Kapitalismus Sozialabbau und verschärfte Ungleichheit zu rechtfertigen. Politiker haben zu lange den Eindruck erweckt, als handle es sich primär um ein Finanzierungsproblem, um eine möglicherweise vorübergehende fiskalische Krise: Die Wirtschaft läuft nicht mehr so wie früher, die Einnahmen des Staates und der Versicherungsträger bröckeln, deshalb müssen die Leistungen zurückgefahren werden. Oder es wird beklagt, der Sozialstaat sei durch überspannte Erwartungen der Bürger, durch eine überzogene Anspruchsmentalität an seine Grenzen gestoßen.

   Doch die Ursachen liegen tiefer, und deshalb stehen wir weder vor einer bösen Verschwörung der Sozialstaatsfeinde noch vor einer vorübergehenden Anpassungskrise – noch genügt es, unsere „Ansprüche“ einfach linear ein bißchen herunterzufahren. Unsere Gesellschaft hat sich in den letzten Jahrzehnten fundamental verändert, ohne dass die Institutionen damit Schritt gehalten hätten; auch unsere Werte haben sich verändert, während unsere Systeme noch die Werte von gestern verkörpern. Die Herausforderung des Sozialstaats ist also in einem komplexen Dreieck von gesellschaftlichem Wandel, institutioneller Stabilität und Wertedynamik angesiedelt, und wir begreifen sie nur, wenn wir den Sozialstaat nicht als statisch, sondern als einen Prozess verstehen, der historisch vielfältige und wandelbare Formen annimmt.

   Deutschland hat sich lange und nicht zu unrecht der langen Tradition seiner wohlfahrtsstaatlichen Institutionen gerühmt. Bereits im späten 19. Jahrhundert, viel früher als anderswo, wurden bei uns die Grundlagen für den modernen Sozialstaat gelegt. Doch der Pionier ist müde geworden. Gerade weil der Sozialstaat in Deutschland auf eine so lange Geschichte zurückblickt, sieht er sich am Beginn des 21. Jahrhunderts mit größeren Schwierigkeiten als in manchen anderen Ländern konfrontiert, bei denen die Erfindung der Sozialsysteme neueren Datums ist. In den 1880er Jahren, nur ein gutes Jahrzehnt nach der deutschen Reichseinigung von 1871, trieb der Kanzler und preußische Ministerpräsident Otto von Bismarck die Entwicklung von Sozialversicherungen für die industrielle Arbeiterschaft voran. Das geschah aus vernünftiger Einsicht in die Notlagen der neuen, schnell wachsenden Arbeiterklasse in den mindestens ebenso schnell wachsenden Städten. Es geschah aber auch aus dem Impuls eines patriarchalischen Konservatismus, welcher – in preußisch-deutscher Tradition – der Obrigkeit die Kontrolle über die Wohlfahrt der Gesellschaft sichern wollte. Und nicht zuletzt ging es darum, die politische Dynamik der Arbeiterschaft: die rasche Entfaltung der Sozialdemokratie und der Gewerkschaften, durch eine Politik von „Zuckerbrot und Peitsche“ zu bändigen. Durch das Sozialistengesetz in ihren politischen Bestrebungen bis 1890 polizeilich verfolgt, sollte die Arbeiterklasse auf der anderen Seite durch das Angebot der Sozialversicherung mit dem monarchischen Staat versöhnt werden.

   Das ist nichts, was man Bismarck vorwerfen müsste – strategische Ziele sind in der Politik immer legitim. Aber der gesellschaftliche Kontext und die politische Herkunft der frühen Sozialversicherungen – der Krankenversicherung, der Unfall- und Invaliditätsversicherung, der Rentenversicherung – schlug sich in bestimmten Strukturmerkmalen des deutschen Sozialstaates nieder, die ihm bis heute sein charakteristisches Gepräge geben. Die Palette der Sozialversicherungen, 1927 noch um die Arbeitslosen-, erst kürzlich um die Pflegeversicherung ergänzt, etablierte sich als eine zweite Säule, vollständig getrennt von der klassischen Armenfürsorge: der Unterstützung bedürftiger Armer, Kranker, Erwerbsunfähiger, Verhaltensauffälliger, für die in Deutschland seit jeher die Gemeinden zuständig waren. Obwohl sich gesellschaftliche Not- und Risikolagen in den letzten 150 Jahren mehrfach grundlegend gewandelt haben, ist diese Spaltung, dieser Zweisäulengedanke nie aufgegeben worden. Mit dem Bundessozialhilfegesetz von 1961 erhielt die klassische Armenfürsorge ein neues Gesicht, blieb aber in kommunaler Zuständigkeit und auch in anderen Grundprinzipien unerschüttert. Die Sozialversicherungen dagegen sollten in ihren Leistungen nicht primär an der konkreten Bedürftigkeit orientiert sein, sondern an bestimmten Ansprüchen, die man durch die Beitragszahlung erwarb – und diese wiederum war nicht einheitlich, sondern nach der Lohnhöhe gestaffelt. Das schuf in Zeiten der Prosperität erhebliche Chancen; es zementierte aber auch einen sozialkonservativen, einen anti-egalitären Grundzug des deutschen Sozialstaats.

   Ein zweiter Punkt, ein zweites strukturelles Erbe des Bismarckschen Systems hängt damit eng zusammen. Die Sozialleistungen wurden primär an das Erwerbsverhältnis gekoppelt. Die Beiträge werden als Bestandteile des Arbeitslohns abhängig Beschäftigter einbehalten; Arbeitnehmer und Arbeitgeber teilen sich (zunächst ungleich, später und bis heute hälftig) diesen sozialen Vorsorgeaufwand. Da das Ziel im 19. Jahrhundert nicht ein universeller Wohlfahrtsstaat war, sondern die Versorgung einer politisch und sozial für prekär gehaltenen Sondergruppe, mochte das einleuchten; im Laufe des 20. Jahrhunderts dann nährte die Expansion abhängiger Beschäftigung (vor allem auf Kosten der Selbständigkeit) die Illusion, die Bindung an das Erwerbsverhältnis erfasse tendenziell ja doch die gesamte Bevölkerung. Die fortbestehende Zerklüftung – nicht nur Selbständige, auch die Beamten (im Gegensatz zu den Angestellten) wurden nie in dieses Primärsystem des deutschen Sozialstaates integriert – wurde lange Zeit unterschätzt und tritt erst jetzt wieder als Strukturproblem und soziale Ungerechtigkeit verstärkt ins Bewusstsein. Die fortschreitende Auflösung des klassischen „Normalarbeitsverhältnisses“, die komplexer werdenden Erwerbs- und Einkommenssituationen gerade auch unterbürgerlicher Haushalte ist erst recht nicht mehr mit einem System kompatibel, das nur eine bestimmte Art von Einkünften für die soziale Sicherung berücksichtigt.

   Von Anfang an besaß der deutsche Sozialstaat zudem, besonders in seiner Sozialversicherungssäule, einen patriarchalischen „bias“, eine eingebaute Neigung zur Stützung patriarchalischer Familien- und Gesellschaftsstrukturen. Er war auf die Familie des männlichen Vollzeiternährers zugeschnitten und gab zu wenig Anreize für eine Erwerbstätigkeit der Frauen – auch dies ein historischer und institutioneller Grund für den Rückstand, den Deutschland in dieser Hinsicht immer noch hat. Und angesichts der rapide gewachsenen Sozialhilfebedürftigkeit alleinerziehender, nicht (oder nur marginal) erwerbstätiger Frauen muss man festhalten: Die „Zweisäuligkeit“ des deutschen Sozialstaats verfestigt auch eine Ungerechtigkeit der Geschlechter – etwas überspitzt gesagt, profitieren Männer von der „besseren“ Säule der Sozialversicherungen, Frauen bleibt die schwächere der Sozialhilfe. Darin liegt ein Hauptgrund, warum sich die Gewerkschaften so vehement gegen die Aufweichung der Grenze zwischen diesen beiden Säulen – Stichwort: Zusammenlegung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe – wehren: Der klassische Arbeiter war immer stolz darauf, sich auch in Notlagen nicht als „bedürftig“ und „transferabhängig“ begreifen zu müssen, sondern selber „verdiente“ Gegenleistungen in Anspruch zu nehmen, auch wenn das in der Realität mehr und mehr zu Fiktion geworden war.

   Im großen und ganzen hat sich der deutsche Sozialstaat auf der Grundlage der Weichenstellungen des späten 19. Jahrhunderts relativ kontinuierlich entwickelt, vom Kaiserreich bis in die Gegenwart des wiedervereinigten Deutschlands hinein. Sozialwissenschaftler und Ökonomen würden von einem hohen Maß an „Pfadabhängigkeit“, an Spurtreue auf einem einmal eingeschlagenen Weg, sprechen. Auch durch die harten politischen Brüche des 20. Jahrhunderts, durch die vielfachen Regimewechsel ist diese Kontinuität kaum beeinträchtigt worden. Im Gegenteil, man könnte sagen, dass die relative Stabilität der sozialen Sicherungssysteme eine Widerlager, ein Hafen der Sicherheit angesichts der politischen und ideologischen Zerklüftungen gewesen ist. Das ist ein zusätzlicher Grund, warum es uns heute so schwerfällt, grundlegende Änderungen an diesem System vorzunehmen. Der Ausbau des Sozialstaates, seine Ergänzung durch neue Elemente blieb auch in der Bundesrepublik – erneut eine Kontinuität zum Kaiserreich – vor allem in der Hand bürgerlich-konservativer Regierungen von Adenauer bis Kohl. Aber dieser Ausbau geschah fast immer im Konsens mit dem anderen politischen Lager, besonders der Sozialdemokratie. Trotzdem kann man es erstaunlich finden, mit welcher Entschiedenheit sich Sozialdemokratie und Gewerkschaften bis heute als Verteidiger eines Sozialmodells profilieren, das in seinen Grundzügen maßgeblich durch den politischen Gegner geprägt worden ist. Alternative Modelle des Wohlfahrtsstaates, zum Beispiel im Sinne eines eher steuerfinanzierten, eher an konkreter Bedürftigkeit orientierten, damit in der Wirkung auch eher egalitären Systems, wie es in vielen skandinavischen Staaten bevorzugt wird, sind lange Zeit überhaupt nicht zur Kenntnis genommen worden und gelten immer noch als hierzulande nicht praktikabel.

   Um nichts anderes als solche Alternativmodelle aber geht es in der jetzigen Situation. Wie können wir das komplizierte Dreieck aus gesellschaftlichem Wandel, Institutionen und Werten, das bis zur Unkenntlichkeit verzerrt worden ist, wieder stimmig machen? Es geht also nicht um Sozialabbau oder gar um die Abschaffung des Sozialstaates, sondern um seinen Umbau, um seine Neubegründung für das 21. Jahrhundert. Historisch und im internationalen Vergleich sind ganz unterschiedliche Wohlfahrtssysteme denkbar – wir sollten also nicht in bornierter Nabelschau auf unserem eigenen, unter ganz anderen als den heutigen Umständen entstandenen als prinzipiell überlegen beharren. Es geht erst recht nicht um den Rückbau von Werten wie Gerechtigkeit und Solidarität. Das Problem ist vielmehr, dass die bestehenden Insitutionen der sozialen Sicherung die Verwirklichung dieser Werte in immer geringerem Maße gewährleisten. Häufig genug produzieren sie inzwischen das Gegenteil von dem, was ursprünglich intendiert war: eine ungerechte, unsolidarische Gesellschaft; eine Gesellschaft jedenfalls, die sozialen Transfer und sozialen Ausgleich nicht mehr gezielt steuern kann.

   Die Kopplung der Hauptsäule des Wohlfahrtsstaates an das Erwerbsverhältnis ist das eine Kernproblem. Diese Kopplung verteuert nicht nur die Arbeitskosten im internationalen Vergleich – das ist vielleicht sogar eher ein vordergründiges Argument. Wichtiger ist, dass diese Kopplung ungerechter geworden ist in dem Maße, in dem andere Einkommensarten an diesem Erhebungsverfahren vorbei erzielt werden – Mieteinnahmen, Zinseinkünfte, aber auch geringfügige Beschäftigungen bis hin zur Schwarzarbeit. Unser System macht es „rational“, das klassische Erwerbseinkommen, den klassischen „Lohn“ zu umgehen; es prämiert gewissermaßen die Flucht aus dem System und belastet damit diejenigen, die weiter in ihm verbleiben, weil sie ehrlich sind oder keine Alternative haben. Das gilt besonders für die Rentenversicherung und noch mehr für die gesetzliche Krankenversicherung. Die Konsequenz wäre eine mindestens partielle Entkoppelung der Sozialversicherung von der Erwerbsarbeit, eine Verbreiterung der Beitragsbemessung, wie sie den Verfechtern einer sogenannten „Bürgerversicherung“ vorschwebt.

   Doch eine solche Lösung übersieht mindestens zwei weitere Probleme. Erstens ist das Versicherungsprinzip selber prekär und brüchig geworden. Genau besehen, ist der Versicherungscharakter des deutschen Sozialstaates teils von Anfang an eine Fiktion gewesen, teils im Laufe der letzten Jahrzehnte zu einer Selbsttäuschung geworden. Ursprünglich ging es tatsächlich um eine „Versicherung“ gegen elementare Risiken einer bestimmten Lebenssituation: der gefahrvollen, oft krank machenden, sogar lebensverkürzenden industriellen Arbeit. Gegen diese Risiken, die aus den kargen Löhnen nicht getragen werden konnten, sollte eine Unfall- oder Krankenversicherung schützen. Inzwischen haben sich mehrere Dinge grundlegend geändert. Das Krankheitsrisiko hängt für die allermeisten Erwerbstätigen nur noch teilweise oder mittelbar mit der Arbeit zusammen. Krankheit ist andererseits kein Sonderfall der Lebensexistenz, kein besonderes „Risiko“ mehr, sondern eine Alltäglichkeit. Die Grenzen von Krankheit sind diffus geworden; fast jeder nimmt ständig irgendwelche Medikamente zu sich. Krankheit bzw. die Pflege der Gesundheit ist überwiegend ein Teil der allgemeinen Lebensführung geworden – ein Bereich, der sich insofern nur noch graduell von anderen Bereichen der allgemeinen Daseinsvorsorge wie Nahrung und Kleidung unterscheidet, die ja gleichfalls nicht kollektiviert, nicht der Abrechnung über eine sogenannte Versicherung unterworfen sind. Und schließlich hat sich das Sozialsystem selber seines Versicherungscharakters entledigt, ohne dass die Betroffenen es recht gemerkt haben. Das gilt vor allem für die vermeintliche „Rentenversicherung“ seit 1957, in der Beiträge der aktuell Erwerbstätigen auf die derzeitigen Altersrentner umgelegt werden. Die Fiktion jedoch, durch die Beiträge für das eigene Alter zu „sparen“ und ein individuelles Versicherungs- und Guthabenkonto zu führen, ist von allen Beteiligten nie aufgegeben und auch von den Versicherungsträgern immer wieder genährt worden. Die Sozial-„Versicherung“ ist in weiten Teilen ein Etikettenschwindel. Die ehrliche Alternative ist entweder die echte Verstaatlichung des Systems und seine Finanzierung über Steuern – oder der Schritt zu mehr Eigenverantwortung in der sozialen Sicherung, also der Übergang zu einem echten Versicherungsprinzip, das die Wahl zwischen verschiedenen Anbietern und Tarifen einschließt, das individuelles Risikoverhalten berücksichtigt und das vom Einzelnen nicht unsolidarisch umgangen werden kann.

   Wenn man der Grundidee einer neuen bürgerlichen Gesellschaft folgt, dann spricht viel dafür, den zweiten Weg, den der gestärkten Eigenverantwortung in der sozialen Sicherung, einzuschlagen und ihn mit Elementen der staatlichen Sozialpolitik aus steuerfinanzierten Quellen abzustützen. Der alte Sozialstaat sollte Solidarität gewährleisten – heute stellt er sich zur Verfügung, um Solidarität in Anspruch zu nehmen, aber nicht, um sie zuleisten. Die abstrakten Transfersysteme sind dem Einzelnen undurchschaubar geworden. Das ist der Grund, warum viele ein leises Gefühl des Betrogenwerdens beschleicht. Während das Gefühl überwiegt, selber mehr einzuzahlen als „herauszubekommen“ (und deshalb ein kleiner „Rückbetrug“, wie auch in der Hausrat-, Haftpflicht- oder Kfz-Versicherung, doch nicht so schlimm sein kann), ist es oft genug umgekehrt – sonst wären die Defizite der Sozialkassen nicht so groß. Es nützt nichts, moralisches Versagen zu beklagen – man muss das System ändern, das solches Verhalten ermöglicht und teils prämiert. Eine elementare Bedingung jeder Reform ist also, zumal in der Krankenversicherung, die Aufklärung der Klienten über die wahren Kosten ihrer Behandlung durch individuelle Rechnungsstellung. Und Risiken – mindestens solche, die man selber wählt wie eine riskante Sportart – können nicht länger alleine der Allgemeinheit, der Solidargemeinschaft aufgebürdet werden. An solche Lebenssituationen hatte Bismarck wahrhaftig nicht gedacht. Die ungeheure Entfaltung von Möglichkeiten der Lebens-, nicht zuletzt der Freizeitgestaltung in modernen Gesellschaften hat in Verbindung mit dem bestehenden sozialen Sicherungssystem zu teils fatalen Fehlanreizen geführt. Chancen sind immer mehr individualisiert, Risiken kollektiviert worden. Als Konsequenz aus diesen Einsichten reicht dann, um beim Beispiel der Krankenversicherung zu bleiben, die sogenannte „Bürgerversicherung“ nicht aus; das Modell der „Gesundheitsprämie“ wird der neuen Lage viel eher gerecht.

   Der Übergang zu mehr Eigenverantwortung in der sozialen Sicherung sollte nicht als eine Last, sondern als eine Chance verstanden werden: als eine Chance sowohl für den Einzelnen, souveräner über Präferenzen in der sozialen Absicherung zu entscheiden, als auch für die Gemeinschaft, für die aus erhöhter Eigenverantwortung mehr Gerechtigkeit resultiert. In dieser Perspektive kann der Sozialstaat durch einen solchen Umbau nur gewinnen. Denn den Glauben an seine steuernde, gerechte, wohlstandsvermehrende Kraft haben die meisten ohnehin längst verloren. Anders gesagt: Die Leistungen des Sozialstaates sichern nicht mehr, wie noch in den 1970er Jahren erhofft, die Loyalität der Bürger und die Legitimität des demokratischen Systems. Diese Legitimität ist vielmehr zunehmend erodiert auch dort, wo mehr materielle Transferleistungen als je zuvor ankommen. Man kann vielleicht noch eine Weile so weitermachen wie bisher. Aber nur ein neuer Sozialstaat auf der Grundlage von Eigenverantwortung, von gerechter Bemessungsgrundlage der Zahlungen des Einzelnen an die Solidargemeinschaft und staatlicher Absicherung echter Risikofälle wird auf die Dauer das Vertrauen in den Sozialstaat auf eine neue Grundlage stellen.

   Vielleicht werden wir, um der Legitimitätskrise des Steuerstaates zu entkommen und die Verantwortung der Bürger zu stärken, in Zukunft sogar noch einen Schritt weiter gehen müssen. Die Umverteilung und Leistungsfinanzierung zumal über die direkten Steuern – die Lohn-, die Einkommensteuer – stößt immer deutlicher an Grenzen, wofür die Diskussion über Eingangs- und Spitzensteuersätze in der Steuerreform nur ein, nicht einmal das wichtigste Indiz ist. Fragen der Sozialstaatlichkeit und der Gerechtigkeit sind damit unmittelbar verknüpft. Sollen sozialpolitische und Infrastrukturleistungen, die den Nutzern unmittelbare, eventuell sogar ökonomisch verwertbare Vorteile bieten, nicht auch von diesen finanziert werden? Dieses Grundproblem taucht in letzter Zeit nicht zufällig immer wieder in unterschiedlichem Gewand auf: von der Debatte über LKW-Maut oder allgemeine Straßenbenutzungsgebühren bis zu den heiß umstrittenen Studiengebühren, die mehr Gerechtigkeit schaffen können, weil die Vorteile einer akademischen Ausbildung dann nicht mehr ohne weiteres von den Nicht-Akademikern mitfinanziert werden. Nachdem das 20. Jahrhundert durch die Grundtendenz zum ökonomisch kollektivierten Steuer- und Umverteilungsstaat gekennzeichnet war, macht sich jetzt ein Zug in die andere Richtung bemerkbar. Die Bürger selber verlangen ein höheres Maß an Zurechenbarkeit ihrer Steuern und Beiträge auf bestimmte, am besten konkret erfahrbare Gegenleistungen – sonst verweigern sie die Gefolgschaft. Das gilt an der „Spitze“ der sozialen und Steuerpyramide nicht anders als an ihrem „Sockel“, nur die Ausweichstrategien sind unterschiedlich, von der Steuerflucht ins Ausland bis zur Schwarzarbeit. Der Steuerstaat wird sich deshalb in vielen Bereichen in eine „Gebührengesellschaft“ transformieren. Damit werden Steuern, auch direkte Steuern, nicht überflüssig: Sie werden unentbehrlich bleiben nicht nur, um kollektive Güter wie bürgerliche Sicherheit zu garantieren, sondern auch, um soziale Not abzufedern und sozialen Ausgleich zu schaffen; und dies sogar in vermehrtem Umfang, wenn der Sozialstaat in Abkehr von der deutschen Tradition ein mehr steuerfinanzierter Sozialstaat wird. Aber die Gebührengesellschaft hält diesen Umbau ökonomisch ebenso wie ethisch in der Waage. Sie könnte ein wichtiger Baustein eines neuen Gesellschaftsvertrages im postklassischen Sozialstaat sein.

IV.

Gerechtigkeit und die Herausforderung der Gesellschaft

So viel ist klar: Beredtes Klagen genügt nicht, wenn wir die Lage ändern wollen. Reformen, einen neuen Sozialstaat, mehr Gerechtigkeit können wir nicht im Lehnstuhl erreichen; sie fallen nicht wie Manna aus dem Himmel der Berliner Politik. Reformen, Sozialstaat, Gerechtigkeit bilden eine Herausforderung für die ganze Gesellschaft und für jeden Einzelnen. Was heißt überhaupt „Gerechtigkeit“ in einer veränderten Welt? Im letzten Jahr ist eine neue Debatte darüber in Gang gekommen: Ist die alte „Umverteilungsgerechtigkeit“, die den Sozialstaat des 20. Jahrhunderts geprägt hat, am Ende; lässt sich soziale Gerechtigkeit nicht mehr wie früher (wenn es denn funktioniert hat!) durch Umverteilung „von oben nach unten“, durch staatlich regulierten Transfer von Geld erreichen? Auf jeden Fall ist es zu kurz gesprungen, wenn man der Umverteilungsgerechtigkeit nur eine klassisch-liberale „Chancengerechtigkeit“ entgegensetzt. Was sind denn gerechte Chancen für das Kind einer alleinerziehenden Verkäuferin und einer Unternehmerfamilie, und mit welchen Mitteln erreicht man sie? Das Konzept der Chancengerechtigkeit löst die entscheidenden Probleme noch nicht.

   Im vergangenen Jahrzehnt ist der materiellen Transfergerechtigkeit häufig etwas anderes entgegengesetzt worden. Unter dem Eindruck kultureller Pluralisierung und ethnischer Konflikte in vielen westlichen Gesellschaften, aber auch im Maßstab einer globalisierten Welt stand eine kulturelle Gerechtigkeit der „Anerkennung“ auf der Tagesordnung. Plurale Kultur, Verschiedenheit der Werte und Lebensformen sollte als legitim anerkannt statt auf eine höher bewertete „Leitkultur“ (sei es des Westens, des Christentums, der bürgerlichen Mittelklasse) hin hierarchisiert werden. Die Unterschiede zwischen einem Deutschen und einem Türken, einem schwarzen und einem hispanischen Amerikaner lassen sich ohnehin nicht durch Transferzahlungen ausgleichen, und jedes Projekt der Gleichmachung, der Homogenisierung galt der neuen kulturalistischen Linken in den 90er Jahren ohnehin als suspekt, da es im Sinne der Theorien Michel Foucaults vermeintlich nur dazu dienen konnte, Machtansprüche und Hegemonialphantasien durchzusetzen. Inzwischen jedoch sind Zweifel aufgetaucht. Hinter die Gewinne des Projekts der Anerkennung kommt man nicht mehr zurück, aber reicht es aus, kulturelle Differenz zu akzeptieren und auszuleben, wenn sie zu sozialer Marginalisierung, zur Einkapselung in benachteiligten Milieus, möglicherweise auch in Verwahrlosung und Gewaltsamkeit führt? Denn das sind die Probleme in der Mitte unserer eigenen Städte, nicht auf fernen Kontinenten, die wir – nach viel zu langer Ignoranz – endlich wahrnehmen und politisch zu bearbeiten begonnen haben, etwa mit einer neuen Debatte über Bildung und soziale Herkunft. 

   Gerade in diesem Zusammenhang der Bildungschancen für Kinder ist jüngst eine dritte Form der Gerechtigkeit (wieder) prominent geworden. Es geht um die Gerechtigkeit der „Teilhabe“ an den Chancen, die eine an materiellen und kulturellen Ressourcen immer noch sehr reiche Gesellschaft zu bieten hat. Teilhabe steht gegen „Exklusion“, gegen den Ausschluss von diesen Chancen. „Anerkennung“ von Differenz wäre hier geradezu fatal. Teilhabegerechtigkeit muss also unsichtbare Grenzen überwinden, die den Zugang zu einer zukunftsfähigen Lebensführung häufig abriegeln: zu Bildungschancen und Lesekompetenzen, zu selbstbewusster Persönlichkeit und zivilen sozialen Fähigkeiten. Dazu reicht, auch das ist eine schmerzvolle Erkenntnis der letzten Jahre, Umverteilung und Transferzahlung nicht aus – aufgrund bestimmter kultureller Veränderungen wahrscheinlich sogar: immer weniger aus. Mit Finanzspritzen allein lässt sich der Lebensstil in „sozial schwachen“ Milieus nicht auf bürgerliche Standards heben; im Zweifelsfall werden die zusätzlichen materiellen Ressourcen häufig sogar in eine Verfestigung dieses Lebensstils investiert.

   Eine einfache Formel für die neue Gerechtigkeit ist also nicht so leicht zu finden. Es geht darum, individuelle Verantwortung zu stärken – aber umgekehrt ist auch mehr Intervention nötig, wo wir wachsende Ungerechtigkeiten zu lange sich selbst überlassen haben. Das muss nicht immer staatliche, von oben verordnete Intervention sein. Wirkungsvoller ist häufig die Intervention der bürgerlichen Gesellschaft selber, die lokale Initiative, das konkrete Engagement. Und „Intervention“ ist auch nicht nur als materieller Transfer zu begreifen. Auf das Prinzip der Umverteilung kann gleichwohl nicht verzichtet werden, und vor einer billigen Verächtlichmachung sollte man sich hüten. Doch wird die Umverteilung, der sozialpolitische Transfer sich nicht nur an den alten, an den lange bekannten Konfliktlinien, sondern auch an neuen Trennlinien und Ungerechtigkeiten in unserer Gesellschaft orientieren müssen.

   Neben dem Konflikt zwischen „Reich“ und „Arm“, dem klassischen Gegensatz des industriellen Zeitalters, bestimmen Geschlechterkonflikte, Generationenkonflikte, Familienkonflikte in zunehmender Schärfe die Realität des 21. Jahrhunderts. Machen es sich die Älteren auf Kosten der Jüngeren bequem und müssen deshalb zur Kasse gebeten werden, haben bestimmte Alterskohorten von den fetten Jahren der Nachkriegsentwicklung der Bundesrepublik und ihrer Sozialpolitik das Beste mitgenommen – hohe Lohnzuwächse, volle Risikoabsicherung, satten Konsum, Vorruhestand, Betriebsrente – und winken den Zurückgebliebenen jetzt vom Deck der Kreuzfahrtschiffe und aus den neuen Wellness-Tempeln zu? Leben kinderlose Paare ein Leben in übersatter Verantwortungslosigkeit, nur auf ihre eigene Selbstverwirklichung zentriert, während Familien vor dem Dilemma stehen, sich entweder mit nur einem Einkommen materiell einzuschränken oder sich alltäglich zwischen Beruf, Erziehung und Haushalt, unter weitgehendem Verzicht auf eigene Freizeit, zu zerreißen? Auf Konflikte dieser Art, auf Konsequenzen aus veränderter demographischer Dynamik ist die Architektur des klassischen Sozialstaats nur ungenügend vorbereitet – teilweise haben seine Instrumente diese neuen Konflikte wenn nicht hervorgebracht, so doch gefördert. Aber soziale Deregulierung wäre die falsche Antwort. Der Sozialstaat muss also Instrumente entwickeln, um die generationelle Nachhaltigkeit seiner eigenen Leistungen garantieren zu können, um in Ungleichgewichte der generationellen Belastung eingreifen oder um Familien und Kindererziehung fördern zu können. Gerade in diesem Feld, in der Familienpolitik, hat der Hebel der Umverteilung noch keineswegs ausgedient.

   In allen sozialen Lagen, in allen Milieus muss sich die Gesellschaft einer neuen Herausforderung stellen. Es geht um die Benachteiligten und sozial Schwachen, die viele im Moment als Hauptopfer der Reformen sehen: Ihnen müssen neue Chancen eröffnet werden, aber das funktioniert nicht mehr in der traditionellen Manier des Verabreichens von Zuwendungen. Die Politik der „fürsorglichen Vernachlässigung“ hat in eine Sackgasse geführt: materielle Fürsorge plus kulturelle Ignoranz auf beiden Seiten. Mit einem moralischen Appell ist es nicht getan; es müssen Strukturen verbessert oder geschaffen werden, in denen Teilhabe möglich ist, in denen souveränes Handeln, souveräne Lebensführung auch unter relativ eingeschränkten materiellen Bedingungen möglich ist. Um dieses Ziel zu erreichen, müssen wir nicht nur über Bildung und Sprachförderung diskutieren – Themen, bei denen schnell prinzipielle Einigkeit zu erzielen ist. Wir müssen auch über alltägliche Kulturformen reden, über den verheerenden Einfluss trivialisierten Medienkonsums, Fehlernährung und die Erziehungsunfähigkeit von Eltern. Und wir müssen Chancen der Erwerbstätigkeit schaffen und prämieren, zum Beispiel durch verbesserte Ganztagsbetreuung, damit Kinder eine aktive und selbstbewusste Lebensführung ihrer Eltern miterleben.

   Nicht geringer ist die Herausforderung für die Gutsituierten, für die Mittelschichten, für das Bürgertum in unserer Gesellschaft. Diese Gruppen können nicht länger die Augen vor der Krise, vor den Spaltungen und Konflikten verschließen und müssen mehr ökonomische, aber auch mehr moralische Verantwortung tragen. Die neuen Formen kultureller Vernachlässigung sind bis weit in die „besseren Kreise“ hineingewuchert, und auch hier gilt: mit Geld allein lässt sich ein gutes Leben nicht erkaufen. Die Transfer- und Subventionsmentalität des alten Sozialstaates hat sich bis weit in die Mittelschichten hinein ausgebreitet. Auch wer gut verdient, erwartet noch Unterstützung vom Staat: hier einen steuerfreien Sonntagszuschlag, dort eine Pendlerpauschale, und nicht zuletzt eine Eigenheimzulage. Am besten tritt Vater aus der Kirche aus, um Steuern zu sparen, und Mutter schickt die Kinder im Sommer auf eine kirchliche Freizeit. Das Hauptziel scheint es geworden zu sein, dem Konsumhedonismus zu frönen. Seltsamerweise fällt auch dem Kanzler nicht besseres ein, als uns zum Kauf von noch mehr DVD-Playern und Autos zu ermuntern. Sinnvoller wäre es, Geld zu investieren: in Bildung zum Beispiel, und damit gleichzeitig hochqualifizierte und nachhaltige Arbeitsplätze zu schaffen. Dann könnten die Mittelschichten zur Stütze einer verantwortlichen Gesellschaft, eines „investiven“ statt bloß „konsumtiven“ Sozialstaates werden – und zugleich ihren Beitrag zu einer neuen Gerechtigkeit leisten. Umverteilung – Anerkennung – Teilhabe: Auf dem Zusammenspiel, auf dem Ineinandergreifen aller drei Elemente wird diese Gerechtigkeit sich entwickeln müssen, aber nur, wenn wir selber dazu einen Beitrag leisten, statt Gerechtigkeit als Segnung einer im übrigen verachteten Politikerkaste zu erwarten.

V.

Nachhaltigkeit, Dynamik, reflektierte Modernisierung

Die Lage ist schwierig, aber nicht hoffnungslos. Dieses Fazit könnte naheliegen, und gegen ein wenig gutgelaunte Ironie ist in komplizierter Situation selten etwas einzuwenden. Aber mit zynisch hängendem Mundwinkel sollten wir diesen Satz nicht sprechen. Für Defaitismus gibt es gar keinen Anlass. Man muss nicht behaupten, es sei alles schon so schlimm, dass es ohnehin nur noch besser werden könne – und kann trotzdem darauf hinweisen, dass wir nicht bis gestern in einem Paradies gelebt haben, aus dem uns böse Reformer in der letzten Nacht vertrieben haben. Manches an dem Gold der letzten Jahre hat sich als Talmi entpuppt; ein „Gilded Age“, wie Mark Twain die Zeit des oberflächlichen Wohlergehens in Amerika nach dem Bürgerkrieg nannte. Von manchem lohnt es sich, Abschied zu nehmen, manches können wir bewahren, indem wir es besser machen. Dazu gehört auch der Sozialstaat in einem ganz umfassenden Sinne dieses Begriffes.

   Mehr Substanz und mehr Gerechtigkeit unter der angekratzten Oberfläche: Um das zu erreichen, muss das Prinzip der Nachhaltigkeit der sozialen Entwicklung in den Vordergrund treten. Nicht nur Wälder müssen nachhaltig bewirtschaftet, Energievorräte nachhaltig genutzt werden. Nicht nur in der gesellschaftlichen Umwelt, sondern auch in der Kernzone unserer sozialen Beziehungen, unserer sozialen und politischen Gemeinschaftsbildung muss die Nachhaltigkeit dessen, was wir heute tun, zu einem wesentlichen Prüfstein werden. Es gilt, einen nachhaltigen Sozialstaat zu entwickeln, der für längere Zeit tragfähig ist und fähig zur Anpassung an neue Herausforderungen bleibt, die wir jetzt noch gar nicht kennen. Die Ressourcen kommender Generationen dürfen nicht schon im voraus verzehrt werden. Im bildlichen wie im wörtlichen Sinne können wir es uns nicht mehr leisten, auf Kredit der Kinder und Enkel zu leben. Irgendwann müssen die Rechnungen doch bezahlt werden. Nachhaltige Entwicklung der Gesellschaft und des Sozialstaates, das verweist auf Zurückhaltung, auf Grenzen, auf die Grundeinstellung eines moderaten Umgangs mit dem, was wir haben und bewahren möchten.

   Doch gibt es einen entscheidenden Unterschied zu den natürlichen Ressourcen: Der Wohlstand ist kein Nullsummenspiel. Wenn wir heute asketisch leben, Wachstum vermeiden, Entschleunigung betreiben, sind wir deshalb nicht später reicher, weil mehr übrig bliebe – im Gegenteil. Nur auf der Grundlage von Dynamik und Innovation werden wir auch in Zukunft wirtschaftlichen Wohlstand und soziale Sicherheit bewahren oder ausbauen können. Die Vorleistungen in diese Zukunft müssen jetzt erbracht werden, ehe es zu spät ist. Ein Prozess des Umdenkens hat begonnen: Wir können die Probleme der Zukunft nicht durch ein „Herunterfahren“ unserer Kapazitäten lösen, wie wir teilweise in den 80er und 90er Jahren geglaubt haben. Eine Gesellschaft, die nur noch Besitzstandswahrung betreibt – gleichviel in welcher Hinsicht: wissenschaftlich, technologisch, ökonomisch, kulturell –, ist zum Scheitern verurteilt. Die „Grenzen des Wachstums“, die seit dreißig Jahren das Ende der alten, naiven Fortschrittsutopien markieren, waren eine wichtige Lernerfahrung. Aber zu oft und zu lange haben sie eine lähmende, eine resignative Wirkung entfaltet. Jetzt kommt es darauf an, Dynamik und Innovation wiederzugewinnen, ohne in die naive Technikeuphorie von gestern zu verfallen, in nackten Ökonomismus oder in ein rein instrumentelles, auf die kurzfristige Verwertbarkeit von Wissen gerichtetes Fortschrittsverständnis.

   Eine Rückkehr zum naiven Fortschritt von einst ist schon deshalb nicht möglich, weil unsere Lage kompliziert ist und auch in Zukunft konfliktreich und widersprüchlich bleiben wird. Die Hoffnung darauf, in einer nahen oder fernen Zukunft ein harmonisches Utopia zu finden, in dem die Konflikte ein für allemal gelöst sind, in dem die Gesellschaft sich in einem beständigen, friedvollen Equilibrium gleichmäßig auspendelt, braucht gar nicht erst wieder propagiert zu werden. Auch deshalb ist weniger vordergründiger Konsens und mehr Konfliktbereitschaft angezeigt. Den Spannungen und Konflikten müssen wir uns selbstbewusst stellen, damit wir inmitten der neuen Spannungsfelder Politik betreiben und Zukunft gestalten können. Zugleich muss sich der Fortschritt an Werten, an gesellschaftspolitischen Zielvorstellungen orientierten, statt Selbstzweck zu sein. Modernisierung statt Stillstand ist erst dann sinnvoll, wenn wir sagen können, wohin und wozu. Also: aufwärts – mit einer Politik der reflektierten Modernisierung, mit der Arbeit an einem neuen Gesellschaftsvertrag, der auch Sozialstaat und Gerechtigkeit wieder eine tragfähige Basis verschafft.

